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EFTA-Ländern ihre starke Außen­
handelsabhängigkeit. Größter Au­
ßenhandelspartner ist die EWG. 
1979 stammten 65 % der Gesamtim­
porte der EFTA aus den EWG-Län- 
dern, und 49 % ihrer Exporte gingen 
in den EWG-Raum. Die unausgegli­
chene Außenhandelsbilanz der 
EFTA gegenüber der EWG schafft 
fortwährend Konflikte in den Bezie­
hungen zwischen den Staaten beider 
Gruppierungen.
Die EFTA (Sitz: Genf) hat keine su­
pranationalen Organe. Die leitende 
Institution, der EFTA-Rat bzw. der 
Gemeinsame Finnland-EFTA-Rat, 
bestehend aus je einem Vertreter je­
des Mitgliedstaates, faßt seine Be­
schlüsse grundsätzlich einstimmig. 
Das Sekretariat (etwa 70 Personen) 
leitet ein Generalsekretär. Die Be­
schlüsse des EFTA-Rates beruhen in 
der Regel auf Empfehlungen und 
Vorschlägen der Ständigen Komi­
tees. Die wichtigsten sind die Wirt­
schaftskomitees, das Komitee für 
Landwirtschaft und Fischerei, das 
Komitee für Wirtschaftsentwick­
lung, das Budgetkomitee sowie das 
Konsultativkomitee. Letzteres be­
steht aus Vertretern der Unterneh­
merverbände und der Gewerkschaf­
ten der Mitgliedsländer und erörtert 
alle Angelegenheiten der EFTA. Es 
ist ein wichtiges Konsultationsorgan 
für die Wirtschaftspolitik der EFTA- 
Staaten. Außerdem existiert das im 
Okt. 1977 gegründete Komitee von 
Parlamentsabgeordneten. Auf Anre­
gung der nordischen EFTA-Länder 
wurde im Febr. 1977 ein Indu­
strieentwicklungsfonds für Portugal 
gegründet. Er bezweckte die Finan­
zierung des Wiederaufbaus und die 
Schaffung kleiner und mittlerer Un­
ternehmen; sein politisches Ziel be­
stand darin, zur Stabilisierung des 
bürgerlich-parlamentarischen Regi­
mes und zur wirtschaftlichen Ent­
wicklung des Landes beizutragen. 
Am 28. 3. 1977 beantragte Portugal 
die Mitgliedschaft in der EWG. 
Hauptaufgabe der EFTA-Organe ist

heute der Informations- und Mei­
nungsaustausch über die ökonomi­
sche Situation in der EFTA und in 
der kapitalistischen Welt insgesamt, 
über die Festigung der Freihandels­
zone, insbesondere durch einen wei­
teren Abbau von technischen u. a. 
nichttarifären Handelshindernissen, 
sowie über die Wirksamkeit der 
Freihandelsabkommen ihrer Mit­
glieder mit der EWG. Daneben ent­
wickeln sich die EFTA-Organe zu 
Konsultationsgremien ihrer Mitglie­
der für die Erörterung der mit der 
Krise des Kapitalismus zusammen­
hängenden Probleme der Wirt­
schafts-, Währungs- und Energiepo­
litik sowie der Inflationsbekämp­
fung. In bestimmtem Maße ist die 
EFTA um eine Abstimmung der zur 
Krisenbekämpfung in den Mitglied­
staaten ergriffenen staatsmonopoli­
stischen Regulierungsmaßnahmen 
bemüht. Gegenstand der Auseinan­
dersetzung in den EFTA-Gremien 
sind immer wieder restriktive Han­
delspraktiken einzelner Mitglied­
staaten, Probleme der Weiterent­
wicklung der EFTA und ihrer Bezie­
hungen zur EWG. Zwischen einzel­
nen EFTA-Staaten und der EWG/ 
EGKS bestehen Gemischte Aus­
schüsse, in denen vor allem Handels­
probleme und wechselseitige protek­
tionistische Maßnahmen erörtert 
werden. Einige EFTA-Staaten ver­
suchen, mit der EWG weiterge­
hende Kontakte und Beziehungen 
herzustellen. Zwischen dem parla­
mentarischen Komitee und der EG- 
Versammlung bestehen offizielle 
Kontakte. Am 26.6. 1979 Unter­
zeichneten die EFTA-Länder und 
Spanien ein multilaterales Handels­
abkommen, um den Freihandel mit 
Industrieerzeugnissen einzuführen. 
Im Okt. 1978 wurde ein Gemeinsa­
mer Ausschuß EFTA-SFR Jugosla­
wien gegründet. Das auf Initiative 
Österreichs am 13. 5. 1977 durchge­
führte Gipfeltreffen der EFTA-Län­
der erörterte »die künftige Rolle der 
EFTA-Länder im Rahmen der euro-r


